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INSERAT

«Ein mulmiges Gefühl, vor allem im
Nachhinein», beschleicht den Versiche-
rungsbroker Bruno Jrion, wenn er an
den Mittwoch zurückdenkt. «Wir
schauten aus dem Fenster, was los ist,
da hat uns von der Strasse aus eine
Feuerwehrfrau darauf aufmerksam ge-
macht, dass wir raus müssen: Bomben-
alarm.» Die ganze Bürogemeinschaft im
dritten Stock einer Birsfelder Geschäfts-
liegenschaft nahm kurz nach 15 Uhr
den Lift. «Unten empfing uns eine Feu-
erwehrdame und sagte, wir müssten
raus.»

Sie waren nicht die Einzigen: Im glei-
chen Gebäude verloren unter anderem
Rechtsanwälte, Physiotherapeutinnen,
ein Getreide- und Futtermittelhändler,
eine Apotheke, die UBS-Filiale und die
Papeterie im Hinterhaus drei Stunden
ihrer Arbeitszeit. «Eine Schadenersatz-
forderung wäre keine schlechte Idee»,
meint ein Betroffener, der nicht na-
mentlich genannt sein will. Da sein Be-
such nicht ins Haus konnte und er in
der Hektik das Telefon im Büro liegen
liess, verpasste er eine wichtige Sit-
zung.

«Zum Glück konnten wir ab 18 Uhr
wenigstens die Autos aus der Tiefgara-
ge holen und nach Hause fahren», be-
richtet Jrion. Allerdings mussten sie via
Rampe in die Tiefgarage. «Durchs Haus
durften wir nicht wegen der Spurensi-
cherung.» Doch auch wenn es länger
gedauert hätte, wäre für die evakuier-
ten Geschäftsleute und Bank- und Post-
angestellten gesorgt gewesen: «Es wur-
de eine Turnhalle vorbereitet, in der

man uns untergebracht hätte», erzählt
Jrion. Um was es bei der Bombenat-
trappe ging, darüber hält sich die Poli-
zei bedeckt. Die UBS stellt klar, dass bei
ihr keine Drohung eingegangen war
und die verdächtige Bombenattrappe,
die in einer Plastiktüte deponiert war,
im Treppenhaus gefunden wurde.

Aufgrund erster Einschätzungen vor
Ort wurden Bombenexperten der Kan-

tonspolizei Bern aufgeboten, welche
den verdächtigen Gegenstand gegen
17.30 Uhr kontrolliert beschossen und
sprengten. Personen wurden keine ver-
letzt und es habe für die Umwelt keine
Gefahr bestanden.

Doch aufgrund der Totalsperrung
der Hauptstrasse in Birsfelden kam es
weiträumig zu grösseren Behinderun-
gen. Der Verkehr wurde örtlich umge-

leitet. Auch die Tramlinie 3 war von der
Sperrung betroffen. Die BVB setzten
zwischen Aeschenplatz und Birsfelder
Hard Ersatzbusse ein. Die Sperrung
konnte um 18 Uhr wieder aufgehoben
werden. Bezüglich einer möglichen Tä-
terschaft gebe es zum jetzigen Zeit-
punkt keine Erkenntnisse, teilt die Poli-
zei mit. Sie habe diverse Ermittlungen
eingeleitet und sucht Zeugen.

Wer legte die Bombenattrappe?
Objekt gesprengt Die in einem Geschäftshaus platzierte Tasche beschäftigt die Polizei weiter

VON DANIEL HALLER

Der Bombenroboter übernahm den gefährlichen Teil des Einsatzes. SCREENSHOT: 20MINUTEN/LESERREPORTER

Ein überparteiliches Komitee lanciert
eine Initiative für einen Einwohnerrat
in Muttenz. Viele Mitglieder aus meh-
reren Ortsparteien seien zur Überzeu-
gung gelangt, dass auch in Muttenz ein
Parlament respektive die Einführung
eines Einwohnerrats angebracht wäre,
ist der Mitteilung zu entnehmen.
«Dank eines Einwohnerrats werden
die Geschicke der Gemeinde auf Legis-
lativebene durch gewählte Volksvertre-
terinnen und Vertreter gesteuert. Die-
se verstärken die demokratische Kon-
trolle über den Gemeinderat und ge-
stalten sämtliche Geschäfte massgeb-
lich mit.»

Der Einwohnerrat sei verlässlicher
Partner des Gemeinderats und nicht
gezwungen, die Geschäfte wie an einer
Gemeindeversammlung einfach abzu-
nicken oder zurückzuweisen. Dadurch
sei eine bessere Kontinuität und Plan-
barkeit sämtlicher politischer Prozesse
gewährleistet. Die Initianten sind der
Meinung, dass mit der Einführung des
Einwohnerrats die Geschicke von Mut-
tenz effizienter und zielorientierter ge-
leitet werden können.

Die Unterschriftensammlung beginnt
heute Freitag. Damit die Initiative zu-
stande kommt, sind mindestens 500
gültige Unterschriften von stimmbe-
rechtigten Einwohnerinnen und Ein-
wohnern erforderlich.

Grosse Gemeinden in der Region
Basel führen das System des Einwoh-
nerrats anstelle der ordentlichen Ge-
meindeversammlung. Dies ist in All-
schwil, Binningen, Riehen, Reinach,
Pratteln und Liestal der Fall. In die-
sen Gemeinden hat sich laut Komitee
der Einwohnerrat bewährt und wird
geschätzt. (BZ)

Neue Initiative

Einwohnerrat für
Muttenz gefordert
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Gleich mehrere Rednerinnen und Red-
ner hatten den Wechsel auf dem Präsi-
dentenstuhl noch nicht derart verinner-
licht, als dass dieser bereits Niederschlag
in den Anreden gefunden hätte. «Sehr
geehrter Präsident, geschätzte Anwesen-
de»: So tönte es von Dominik Strau-
mann gleich mehrmals. Im Hinterstüb-
chen des SVP-Fraktionschefs war wohl
noch immer Philipp Schoch höchster Ba-
selbieter. Straumann gelobte Besserung:
«Am Nachmittag wird es klappen.» Nun
haben es die SVPler bekanntlich nicht so
mit genderpolitischer Correctness. Der-
selbe Lapsus unterlief später aber auch
einer völlig unverdächtigen Politikerin:
SP-Landrätin Kathrin Schweizer.

✒ Ablöscher
Die Macht der
Gewohnheit

Wer als Verschwörungstheoretiker da-
von überzeugt ist, dass Politik und
Journaille eh unter einer Decke ste-
cken, durfte sich nach der gestrigen
Landratssitzung bestätigt sehen: Beim
von Sportamtchef Thomas Beugger
ausgeheckten und -gesteckten Land-
rats-OL versteckte sich der letzte Pos-
ten im Liestaler bz-Büro. Die wenigen
wackeren Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer mussten bei der gestellten Auf-
gabe herausfinden, ob es sich beim Sis-
sacher Spitzensportler Mario Dolder
um einen Bi- oder Triathleten handelt.
So viel darf bei aller Komplizenschaft
verraten werden: Mühe mit der richti-
gen Antwort Biathlon hatten eigentlich
nur ein paar Herren der FDP.

✒ Aufsteller
Unter einer Decke

SVP-FRAKTION
Anita Biedert und Michel
Degen neu im Landrat
Der Landrat hat gestern zwei neue
Parlamentsmitglieder angelobt – bei-
de von der SVP-Fraktion: Die 64-jähri-
ge Anita Biedert folgt auf die per Ende
Juni zurückgetretene Rosmarie Brun-
ner (beide Muttenz), der 42-jährige
Michel Degen (Liedertswil) auf die zu-
rückgetretene ehemalige Landrats-
präsidentin Myrta Stohler (Diegten).
Biedert wurde zugleich in die Justiz-
und Sicherheitskommission gewählt,
Degen in die Volkswirtschafts- und
Gesundheitskommission. (BZ)

STANDES-INITIATIVE
Poststellen-Vorstoss
nicht dringlich
Der Landrat hat gestern der von SP-
Präsident Adil Koller eingebrachten
Standesinitiative zum Erhalt von Post-
stellen die Dringlichkeit abgespro-
chen. Der Entscheid fiel mit 34 zu 48
Stimmen; zur Gewährung der Dring-
lichkeit ist im Parlament jeweils ein
Zweidrittelmehr nötig. Die Standesiniti-
ative verlangt konkret ein Moratorium
bei der Schliessung der Poststellen.
Zuerst müsse die Politik die weitere
Strategie für das Staatsunternehmen
definieren, bevor dieses ihr Filialnetz
weiter abbaue, heisst es. Die Standes-
initiative ist von mindestens einem Ver-
treter sämtlicher Fraktionen im Landrat
unterschrieben worden. (BZ)

CVP-VORSTOSS
Regel bei stiller Wahl
soll angepasst werden
In einer Motion fordert CVP-Landrat
Pascal Ryf (Oberwil) eine «sinnvolle»
Lösung bei stillen Wahlen. Der Regie-
rungsrat soll eine analoge Lösung für
das Baselbiet ausarbeiten, wie dies
beispielsweise die Kantone Zürich
und Solothurn handhaben, und das
Gesetz über die politischen Rechte
entsprechend anpassen. In diesen
beiden Kantonen sind stille Wahlen
auch möglich, wenn weniger Perso-
nen vorgeschlagen wurden, als Ämter
zu besetzen sind. (BZ)

AUS DEM LANDRAT

Der Baselbieter Landrat empfiehlt die
Volksinitiative «Für einen sicheren und
sauberen Strom – 100% Zukunft ohne
Atomstrom» der Grünen zur Ableh-
nung. Die Initiative will die kantonalen
Energieversorger verpflichten, bis 2030
mindestens 80 Prozent der an die End-
kundschaft verkauften Energie aus er-
neuerbaren Quellen zu beschaffen. Sie
war im September 2011 mit 2316 Unter-
schriften eingereicht worden.

Im Weiteren gibt die Initiative den Un-
ternehmen die Umstellung auf die voll-
ständige Versorgung aus erneuerbaren
Quellen als Ziel vor. Sie enthält einen
neuen Paragrafen für das Energiegesetz.
Unterstützt hatte die Initiative im Land-
rat nebst den Grünen auch die SP. Abge-
lehnt wurde sie von FDP und SVP sowie
einer Mehrheit der CVP/BDP-Fraktion

und einzelnen Mitgliedern der GLP/GU-
Fraktion. Die Regierung lehnt die Initia-
tive ebenfalls ab. Diese sei nicht mit
übergeordnetem Recht kompatibel. Sie
widerspreche der Liberalisierung des
Strommarktes, sagte Baudirektorin Sa-
bine Pegoraro (FDP) gestern im Landrat.
Des Weiteren würde sie die Rahmenbe-
dingungen für die kantonalen Energie-
versorger verschlechtern.

Staatsunternehmen betroffen
Abgelehnt hatte der Landrat zuvor ei-

ne Motion aus GLP-Kreisen, die einen
Gegenvorschlag verlangt hatte, um die
Ziele der Initiative teilweise zu errei-
chen. Dies, indem Kanton und Gemein-
den verpflichtet worden wären, künftig
ausschliesslich Strom aus nicht-nuklea-
ren Quellen zu beziehen. Der Anteil an
Strom aus fossilen Quellen hätte zudem
nicht mehr als 20 Prozent betragen dür-
fen. Dies hätte auch für die Mehrheits-
beteiligungen des Kantons gegolten. Der
Landrat lehnte ferner den SP-Antrag ab,
die Vorlage an die vorberatende Kom-
mission zurückzuweisen. (SDA)

Weiter mit Atomstrom
Energiepolitik Regierung
und Landratsmehrheit lehnen
die Anti-Atomstrom-Initiative
sowie den Gegenvorschlag ab.

Der Baselbieter Landrat hat gestern
den räumlichen Korridor für den Zu-
bringer Bachgraben-Nordtangente gesi-
chert. Mit dem Zubringer soll der Wirt-
schaftsstandort Bachgraben in All-
schwil besser erschlossen werden. Der
Landrat hat die entsprechende Anpas-
sung des kantonalen Richtplans mit 62
zu 10 Stimmen bei 9 Enthaltungen ver-
abschiedet. Die Anpassung muss noch
vom Bundesrat genehmigt werden.

Gegenstimmen und Enthaltungen ka-
men von Landrätinnen und Landräten
der SP sowie der Grünen/EVP-Fraktion.
Zuvor hatte der Landrat einen Antrag
der SP abgelehnt, im Landratsbeschluss
festzuschreiben, dass auch eine bessere
Anbindung des Gebiets Bachgraben an
den öffentlichen Verkehr geprüft wird.
Gegner des Antrags argumentierten,
dass dazu schon ein Postulat hängig ist.
Der Richtplaneintrag zum Zubringer
Bachgraben-Nordtangente war bereits
Teil eines Massnahmenpakets, das im
Rahmen der Abstimmung zur Entwick-
lungsplanung Leimental-Birseck-All-
schwil (Elba) im November 2015 vom

Baselbieter Volk verworfen wurde. Der
Zubringer war indes selbst von vielen
Elba-Gegnern als unbestritten bezeich-
net worden. Die Entwicklung des Zu-
bringers geht auf eine Initiative für eine
Umfahrungsstrasse von Allschwil zu-
rück. Diese war vom Baselbieter Volk im
Frühjahr 2015 mit 61,87 Prozent Ja-Stim-
men gutgeheissen worden.

Mit Frankreich oder alleine?
Die Arbeiten für eine Vorstudie zum

Zubringer an die Autobahn waren im
vergangenen Herbst aufgenommen wor-
den. Sie sollen gemäss dem Kanton Ba-
selland Ende September abgeschlossen
sein. Schon im Mai wurden zudem Vor-
bereitungsarbeiten für das Vorprojekt
gestartet. Aktiv weiterverfolgt werden
derzeit zwei mögliche Linienführungen:
eine mit Beteiligung Frankreichs, eine
zweite ausschliesslich auf Schweizer Bo-
den. Nach dem derzeitigen Terminplan
soll mit der Realisierung 2024 begonnen
werden. Mit dem Zubringer Bachgraben
soll auch das bestehende Strassennetz
entlastet werden. (SDA)

Zubringer Bachgraben

Trassee für neue Strasse gesichert

Gleich beim ersten grossen Geschäft an ih-
rer ersten Sitzung als Landratspräsidentin
stand Elisabeth Augstburger (EVP) gestern
im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit: Beim
Antrag der Grünliberalen, den Gegenvor-
schlag zur Sozialkosten-Ausgleichsinitiative
zurückzuweisen, standen sich je 43 Ja -und
Nein-Stimmen gegenüber. Die sichtlich
überraschte «höchste Baselbieterin» zöger-
te kurz und fällte dann den Stichentscheid
für Rückweisung. Nun muss die zuständige
Finanzkommission (Fiko) rasch einen neu-
en Gegenvorschlag vorlegen. Angepeilt wird
ein Entscheid noch dieses Jahr.

Initiative bringe Fehlanreize
Die Initiative, die von elf stark betroffe-

nen Gemeinden lanciert wurde, fordert ei-
ne solidarische Verteilung der Sozialhilfe-
kosten, wie dies etwa die Kantone Bern und
Solothurn kennen. 70 Prozent der insge-
samt anfallenden Kosten sollen gemeinsam
von allen 86 Gemeinden getragen werden.
Für die restlichen 30 Prozent sind die jewei-
ligen Wohnsitzgemeinden der Sozialhilfebe-
züger selber verantwortlich. Für Kritiker
der Initiative wie den Birsfelder Gemeinde-
präsidenten und FDP-Landrat Christof Hilt-
mann ist eine Solidarisierung der Kosten
der falsche Weg. «Das führt zu einem teure-
ren Sozialwesen», sagte Hiltmann. Dies,

weil sich niemand mehr verantwortlich füh-
le, die Kosten tief zu halten. Der Buckter
Gemeindepräsident Peter Riebli (SVP) argu-
mentierte ähnlich: Dass mit der Initiative
nur 30 Prozent der Kosten eigenverant-
wortlich getragen werden müssten, sei kein
genügender Anreiz, diese tief zu halten.
«Die Sozialhilfe funktioniert umso besser, je
kleinräumiger sie organisiert ist. Die Initiati-
ve bringt das Gegenteil», warnte Riebli.

Die Mehrheit von FDP und SVP aner-
kannte aber, dass Handlungsbedarf besteht
und machte sich deshalb für den Gegenvor-
schlag der Fiko stark: Demnach sollen be-
sonders stark unter den Sozialhilfekosten
leidende Gemeinden beim Kanton Härte-
fallbeiträge beantragen können. Dies ist
zwar bereits heute möglich, allerdings sol-
len die Bedingungen gelockert und die Här-
tefallregel gesetzlich verankert werden.
«Diese Regel kann zwar Gemeinden vor
dem Totalabsturz retten, eine nachhaltige
Lösung ist sie aber nicht», widersprach Urs
Kaufmann (SP, Frenkendorf ). Eine Alterna-
tive zur zweifelhaften Initiative sei sinnvoll,
der vorliegende Gegenvorschlag aber un-

ausgegoren, sagte Grünen-Fraktionschef
Klaus Kirchmayr (Aesch): Die Untergrenze
für Härtefallbeiträge sei zu hoch angesetzt.
Zudem würden diese sprunghaft gewährt.
Das heisst: Einzelne armengenössige Ge-
meinden kriegen relativ hohe Beiträge; an-
dere, die nur wenig davon entfernt sind, gar
keine.

«Der Berg hat eine Maus geboren»
Auch Franz Meyer (CVP), ehemaliger Ge-

meindepräsident von Grellingen, tadelte
den Gegenvorschlag als kontraproduktiv:
Damit eine Gemeinde beitragsberechtigt
sei, müsse sie ihr gesamtes Eigenkapital auf-
gebraucht haben und den Gemeindesteuer-
satz auf mindestens 65 Prozent angehoben
haben. «Muss eine Gemeinde zuerst ihre
guten Steuerzahler vergraulen, um Härte-
fallbeiträge zu erhalten, dann gerät sie in ei-
nen Strudel nach unten», sagte Meyer. «Der
Gegenvorschlag ist ein Revisiönli. Da hat ein
Berg eine Maus geboren», fasste der Lauf-
ner Stadtrat Linard Candreia zusammen:

Das vereinte rot-grüne Lager erreichte im
bürgerlich dominierten Landrat eine
hauchdünne Mehrheit dank mehreren Ab-
weichlern bei CVP, FDP und SVP. Dabei
handelte es sich fast ausschliesslich um Ver-
treter von Gemeinden, die unter hohen So-
zialhilfekosten leiden wie etwa Thomas
Eugster und Heinz Lerf (beide FDP, Liestal),

Andrea Kaufmann (FDP, Waldenburg),
Georges Thüring (SVP, Grellingen), Franz
Meyer (CVP, Grellingen) oder Marc Scherrer
(CVP, Laufen).

Nach dem Scheitern des Gegenvorschlags
sind neue Ideen gefragt: Meyer könnte sich
vorstellen, dass die Bedingungen zur Ge-
währung der Härtefallbeiträge beim Eigen-
kapital und Gemeindesteuersatz gelockert
werden. Denkbar sei auch, dass die Sozial-
hilfekosten weniger stark solidarisiert wer-
den als von der Initiative verlangt, zum Bei-
spiel «nur» zu 50 anstatt zu 70 Prozent. Der
Liestaler Stadtpräsident Lukas Ott fordert
einen Ausgleichsmechanismus, der sich
nicht an den Kosten, sondern an der Sozial-
hilfequote orientiert. Damit könne dem
Hauptargument der Bürgerlichen begegnet
werden, dass Fehlanreize geschaffen wür-
den, die zu hohen Kosten führen. Zudem
bringt Ott progressiv ansteigende, aber ge-
deckelte Beiträge ins Spiel.

Die Baselbieter Gemeinden sind heute
sehr unterschiedlich von Sozialhilfekosten
betroffen: Am höchsten ist der Aufwand in
Liestal mit 543 Franken pro Einwohner und
Jahr. Auf den Kantonshauptort folgen Prat-
teln, Grellingen, Reigoldswil und Birsfelden.
Der kantonale Durchschnitt liegt bei 237
Franken. Daneben gibt es mehrere grössere
Gemeinden mit sehr tiefen Pro-Kopf-Kosten
wie Aesch (75) oder Sissach (94 Franken).

Erster Stich der Ratspräsidentin
Sozialhilfekosten Hauchdünne Mehrheit fordert neuen Gegenvorschlag zu Gemeinde-Initiative

VON HANS-MARTIN JERMANN

LANDRAT

Elisabeth Augstburger schaut gebannt auf den Abstimmungsmonitor – dann fällt sie den Stichentscheid. NICOLE NARS-ZIMMER
«Muss eine Gemeinde zuerst
ihre guten Steuerzahler ver-
graulen, um Härtefallbeiträge
zu erhalten, dann gerät sie in
einen Strudel nach unten.»
Franz Meyer, CVP-Landrat Grellingen
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